 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/7101273/2022

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin Mag. Daniela Regina Denk Uber die
Beschwerde des ***Bf1*** ***Bf]-Adr***, vom 13. Oktober 2021 gegen den Bescheid des

*EEEA*** yom 16. September 2021 betreffend Aussetzung § 212a BAO 2015 zu Recht erkannt:

|. Die Beschwerde wird gemafd § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs.
4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang und Sachverhalt

Das Finanzamt verfligte mit Bescheid vom 16.09.2021 den Ablauf der Aussetzung der

Einhebung der Riickzahlung von Kinderabsetzbetrag und Familienbeihilfe 2015 iHv EUR 217,30.

Das Beschwerdeverfahren betreffend Familienbeihilfe wurde mit Erkenntnis vom 13.09.2021
RV/7102665/2016 abweisend erledigt.

Der Beschwerdefiihrer brachte am 13.10.2021 gegen den Bescheid vom 16.09.2021
fristgerecht Beschwerde ein und fiihrte aus, es bestiinde noch Anspruch auf mindestens ein
Monat und die Abgabenbehorde moge, wie bei der miindlichen Verhandlung besprochen,
diese mit der offenen Einhebung saldieren, bzw. auf die Einhebung verzichten.

Mit 15.12.2021 erging die abweisende Beschwerdevorentscheidung, die dem
Beschwerdefiihrer mit 22.12.2021 zuging. Das Finanzamt fiihrte aus, dass eine Verfligung des
Ablaufes gemall § 212a Abs. 5 BAO gesetzlich angeordnet sei, wenn eine
Beschwerdevorentscheidung oder ein Erkenntnis oder eine andere das Beschwerdeverfahren
abschlieRende Erledigung erginge. Mit dem Erkenntnis GZ. RV/7102665/2016 vom 13.09.2021
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sei das Beschwerdeverfahren abgeschlossen worden. Des Weiteren sei kein weiterer
Familienbeihilfen-Anspruch gegeben und demgemaR keine Aufrechnung maglich.

Mit 23.12.2021 langte der Vorlageantrag zur Beschwerdevorentscheidung vom 15.12.2021 ein.
Darin begehrte der Beschwerdefiihrer, die Entscheidung liber seine Beschwerde vom
20.09.2021. Im Vorlageantrag wiederholte der Beschwerdefiihrer seinen Antrag aus der
Beschwerde vom 20.09.2021, den Rickzahlungsanspruch des Finanzamtes mit der nicht
ausgezahlten Familienbeihilfe aufzurechnen. Das Finanzamt legte mit 03.05.2022 die
Beschwerde dem Bundesfinanzgericht vor und beantragte die Abweisung.

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Beweiswiirdigung

Der unstrittige Verfahrensgang und Sachverhalt ergibt sich aus den im vorgelegten
elektronischen Akt aufliegenden Anbringen des Beschwerdefiihrers und ergangenen
Bescheiden des Finanzamtes und kann somit gemall § 167 Abs. 2 BAO als erwiesen

angenommen werden.
2. Rechtliche Beurteilung

2.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung)

Gemal § 212a Abs. 1 BAO ist die Einhebung einer Abgabe, deren Hohe unmittelbar oder
mittelbar von der Erledigung einer Bescheidbeschwerde abhangt, auf Antrag des
Abgabepflichtigen von der Abgabenbehérde insoweit auszusetzen, als eine Nachforderung
unmittelbar oder mittelbar auf einen Bescheid, der von einem Anbringen abweicht, oder auf
einen Bescheid, dem kein Anbringen zugrunde liegt, zuriickzufihren ist, hGchstens jedoch im
Ausmal der sich bei einer dem Begehren des Abgabepflichtigen Rechnung tragenden
Beschwerdeerledigung ergebenden Herabsetzung der Abgabenschuld. Dies gilt sinngemaR,
wenn mit einer Bescheidbeschwerde die Inanspruchnahme fiir eine Abgabe angefochten wird.

Die Wirkung einer Aussetzung der Einhebung besteht gemaR § 212a Abs. 5 BAO in einem
Zahlungsaufschub. Dieser endet mit Ablauf der Aussetzung oder ihrem Widerruf (§ 294). Der
Ablauf der Aussetzung ist anlasslich eines tber die Beschwerde (Abs. 1) ergehenden
Erkenntnisses (§ 279 BAO) zu verfiigen (§ 212a Abs. 5 lit. b BAO). Die Verfiigung des Ablaufes
anlasslich des Ergehens einer Beschwerdevorentscheidung schliel3t eine neuerliche
Antragstellung im Fall der Einbringung eines Vorlageantrages nicht aus.

Im gegenstandlichen Fall wurde mit BFG-Erkenntnis vom 13.09.2021, RV/7102665/2016 die
der Aussetzung der Einhebung zu Grunde liegende Beschwerde abgewiesen. Aufgrund der

2von3



Seite 3von 3

Entscheidung des Bundesfinanzgerichtes war der Ablauf der Aussetzung gemafd § 212a Abs. 5
BAO zwingend zu verfligen. Die Verfligung des Ablaufes der Aussetzung der Einhebung erfolgte
zu Recht.

Gegenstand dieses Beschwerdeverfahrens ist ausschliel$lich die Frage der Zuldssigkeit der
Verfliigung des Ablaufes der Aussetzung der Einhebung.

Es war daher spruchgemal’ zu entscheiden.

2.2. Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Das Erkenntnis folgt dem Gesetzeswortlaut, eine Rechtsfrage grundsatzlicher Bedeutung liegt

nicht vor.

Wien, am 23. Februar 2023

3von 3



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang und Sachverhalt
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Beweiswürdigung
	2. Rechtliche Beurteilung
	2.1. Zu Spruchpunkt I. (Abweisung)
	2.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




